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Interkommunale Zusammenarbeit verstärken

„Gemeinsam sind wir stark!“

Keine neuen Hürden durch EU-Recht aufbauen

Stuttgart. Städte und Gemeinden sollen noch enger zusammenarbeiten, empfiehlt der Gemeindetag. Bei seiner Mitgliederversammlung in Marbach am Neckar wird er morgen (Donnerstag, 13.10.2005) eine Studie dazu vorlegen.

„Gemeinsam sind wir stark!“ ist der Titel einer Studie, die für eine intensivere Zusammenarbeit unter den Städten und Gemeinden wirbt. „Wir wollen unseren Bürgermeistern und Gemeinderäten Mut machen, sich in schwieriger Zeit selbst zu helfen, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Mehr Zusammenarbeit ist allerdings kein Patentrezept: Die Finanznot vieler Gemeinden ist nicht kommunal verursacht und kann nicht allein mit kommunalen Mitteln behoben werden.“ Auch die demographische Entwicklung lege es den Gemeinden nahe, enger zu kooperieren.

„Zusammenarbeit muss nicht neu erfunden werden. Sie ist ein bewährtes Erfolgsrezept der Kommunalverwaltung,“ stellte Kehle fest. Der Gemeindetag könne auf viele Beispiele zurückgreifen. Es sei an der Zeit, den Erfolg auf weitere Aufgaben- und Verwaltungsbereiche zu übertragen. Die Studie zeige, dass es noch ein großes Potenzial dafür gebe. Hintergrundaufgaben wie Buchhaltung und Personalverwaltung könnten gemeinsam noch wirtschaftlicher erledigt werden. Und es sei sinnvoll, Dienstleistungen und Einrichtungen für Bürger wo möglich gemeinsam über die schwierige Zeit zu bringen, statt sie einzuschränken oder gar zu schließen.

Der Wettbewerb unter den Kommunen werde im Zuge der demographischen Entwicklung schärfer werden. „Städte und Gemeinden werden junge, gut ausgebildete und einkommensstarke Einwohner halten oder ansiedeln wollen. Wer dabei nicht über die eigene Gemarkung hinaus sieht, wird verlieren. Wer mit seinen Nachbarkommunen gemeinsam attraktive Angebote machen kann, wird gewinnen,“ ist sich Kehle sicher.

Einer intensiveren gemeindlichen Zusammenarbeit stünden teilweise kommunalpolitische Hindernisse im Wege, aber auch Vorgaben von Bund, Land oder der EU zur kommunalen Daseinsvorsorge. „Interkommunale Kooperationen müssen von den Regeln des Vergaberechts freigestellt werden,“ verlangt der Gemeindetagspräsident. „Zusammenarbeit gleichberechtigter Partner ist keine Auftragsvergabe.“

Die Zusammenarbeit, so der Gemeindetag, müsse vom Prinzip der Freiwilligkeit, des gegenseitigen Vertrauens und von einem fairen Lastenausgleich geprägt sein. Gemeindliche Zusammenarbeit, damals in Form der Verwaltungsgemeinschaften, habe sich schon einmal in den 70er Jahren als Lebensversicherung für die Selbstständigkeit der Gemeinden erwiesen.
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